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VERSICHERUNG

A U S L A N D S K R A N K E N S C H U T Z

Unfall im Ausland:  
Was zahlt die Versicherung?

Arbeitnehmer, die für ihren Arbeitgeber im Ausland einer Tätigkeit nachgehen, stehen auch dort unter dem 
gesetzlichen Arbeitsschutz und sind bei einem Arbeitsunfall gesetzlich versichert. Voraussetzung ist allerdings, 
dass sie sich im Rahmen einer Geschäftsreise oder Entsendung vorübergehend im Ausland befinden und nach 

ihrer Rückkehr nicht bei einem anderen Arbeitgeber weiterbeschäftigt werden.

Dies haben auch eine Reihe von 
Gerichten bekräftigt - darunter das 
Hessische Landessozialgericht (Az.: 
L 3 U 170/07). In einem dem Urteil 
zugrunde liegenden Fall war ein 
Mitarbeiter wegen seiner Sprach-
kenntnisse von einer gemeinnützigen 
Organisation für einen Hilfseinsatz 
in Russland engagiert worden – ohne 
dafür einen Lohn zu erhalten. Wäh-
rend dieser Zeit erlitt er einen Unfall, 
für dessen Folgen er Leistungen bei 
der zuständigen Berufsgenossenschaft 
einfordern wollte, allerdings erfolglos. 
Die Berufsgenossenschaft wies den 
Leistungsanspruch des Betroffenen 
mit der Begründung zurück, dass zum 
Zeitpunkt des Unfalls kein inländi-
sches Beschäftigungsverhältnis und 
somit auch kein Versicherungsschutz 
bestanden habe.

BESCHÄFTIGUNG IM INLAND 
MUSS WEITERHIN VORLIEGEN

Die Hilfsorganisation hatte den Betrof-
fenen allerdings ausschließlich für 
das Auslandsprojekt eingestellt. Weil 
er zu diesem Zeitpunkt weder bei der 
karikativen Einrichtung beschäftigt 
noch eine Weiterbeschäftigung nach 
der Rückkehr vorgesehen war, stand 
sein Auslandseinsatz nicht unter der 
Obhut der gesetzlichen Unfallver-
sicherung. Entscheidend für die so 

genannte Ausstrahlung der gesetzli-
chen Unfallversicherung ist also, dass 
das inländische Beschäftigungsver-
hältnis fortbesteht.

Die Tatsache, dass das Engagement 
des Klägers ehrenamtlich war, habe 
laut Gericht nichts damit zu tun, dass 
kein Versicherungsschutz bestand. 
Denn auch karikative Arbeit ist grund-
sätzlich unfallversichert – aber eben 
nur dann, wenn die entsprechenden 
Voraussetzungen erfüllt sind.

Das Hessische Landessozialgericht 
(LSG) hat dies später in einem weite-
ren Urteil bekräftigt (Az.: L 3 U 167/11).
Bei diesem Fall ging es um einen Tier-
pfleger, der vom Leipziger Zoo nach 
Vietnam entsandt wurde, um dort 
ein Jahr lang in einem Nationalpark 
zu arbeiten. Dort erlitt er einen solch 
schweren Unfall, dass Teile seines 

Beines amputiert werden mussten. 
Den Vorfall reichte der 32-Jährige bei 
der Unfallkasse in Deutschland als 
Arbeitsunfall ein. Diese verweigerte 
jedoch die Zahlung. Begründung: Der 
Tierpfleger war in Vietnam beschäf-
tigt und hätte demzufolge keinen 
gesetzlichen Versicherungsschutz in 
Deutschland. Die zuständige Kasse 
in Vietnam müsse für den Unfall auf-
kommen. Gegen diese Entscheidung 
klagte das Unfallopfer.

Das LSG in Hessen, bei dem der 
32-jährige Tierpfleger geklagt hatte, 
gab diesem und nicht der Kasse Recht. 
Begründung: Liegt eine Entsendung 
vor, gilt grundsätzlich die deutsche 
Sozialversicherungspf licht. Bei der 
Entsendung des Tierpf legers nach 
Vietnam hatten sämtliche Voraus-
setzungen für die Ausstrahlung des 
deutschen Sozialversicherungsrech-
tes bestanden.

WEISUNGSBEFUGNIS UND 
GEHALTSZAHLUNGEN AUS 
DEUTSCHLAND

Auch wenn der Tierpfleger vom Zoo 
Leipzig für das Projekt in Vietnam 
freigestellt worden war und auch aus 
Vietnam sein Gehalt bezogen hat, 
steht er weiter unter dem Schutz des 
deutschen Absicherungssystems, so Bi
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das Gericht. Denn: Der Arbeitgeber 
hätte den Tierpfleger selbst für den 
Posten ausgewählt, damit dieser die 
heimischen Tierpf leger in Vietnam 
schule. Außerdem seien die Geld-
zahlungen ausschließlich zum Zweck 
der Finanzierung der entsprechenden 
Stelle nach Vietnam transferiert wor-
den. Zudem hätte der Leipziger Zoo 
den Tierpf leger aufgrund der Frei-
stellungsvereinbarung jederzeitig 
zurückrufen und damit stets seine 
Weisungsbefugnis ausüben kön-
nen. Dass der im Ausland ansässige 
Betrieb das Entgelt ausgezahlt habe, 
sei aufgrund der zweckgebundenen 
Finanzierung der Stelle durch den 
Leipziger Zoo unbeachtlich. Auch 
die Tatsache, dass der Arbeitgeber 
den Hin- und Rückf lug gezahlt hat 
und sich zur Zahlung weiterer Hei-
matf lüge verpf lichtete, seien klare 
Indizien für ein fortbestehendes 
Beschäftigungsverhältnis.

ARBEITSSCHUTZ GILT EBEN-
FALLS IM AUSLAND

Sind Mitarbeiter im arbeits- und sozi-
alversicherungsrechtlichen Sinne im 
Rahmen einer Dienstreise oder eines 
Projektes für ihren Arbeitgeber im 
Ausland aktiv, so ist dieser gegenüber 
seinen Beschäftigten grundsätzlich 
während des gesamten Auslandsein-

satzes arbeitsschutzrechtlich in der 
Verantwortung und Haftung. Das 
bedeutet: Auslandsentsandte und 
Geschäftsreisende haben auch dort 
Anspruch auf ein Arbeitsschutzni-
veau, wie es in Deutschland recht-
lich vorgegeben ist. Grundlage hier-
für sind die staatlichen Vorschriften 
und die Regelwerke der gesetzlichen 
Unfallversicherung. Daneben sind 
allerdings ergänzend Arbeitsschutz-
vorschriften des jeweiligen Gastlan-
des zu beachten.

Die Europäische Union (EU) hat in den 
vergangenen Jahren eine Reihe von 
Richtlinien zum Arbeitsschutz erlas-
sen. Bekannte Beispiele hierfür sind 
die Richtlinien zu Vibrationen, Lärm, 
optischer Strahlung und die Arbeits-
zeitrichtlinie. Die Mitgliedsstaaten 
haben diese in nationales Recht umge-
setzt, so dass das Arbeitsschutzrecht in 

allen EU-Staaten vergleichbar ist. Die 
Deutsche Gesetzliche Unfallversiche-
rung (DGUV) weist allerdings darauf 
hin, dass die Mitgliedsstaaten bei der 
Umsetzung auch über die Anforde-
rungen der jeweiligen EU-Richtlinie 
hinausgehen können – denn diese legt 
nur ein Mindestniveau für die natio-
nale Gesetzgebung fest. So kann es 
beispielsweise sein, dass eine Gefähr-
dungsbeurteilung, die ein Unterneh-
men nach deutschen Standards erstellt 
hat, in einem anderen Land so nicht 
anerkannt wird. Unternehmen sollten 
sich bei ihrem Unfallversicherungsträ-
ger oder einer staatlichen Stelle ihres 
Gastlandes, dem so genannten Focal 
Point, beraten lassen.

Wichtig: Sofern ein Mitarbeiter nicht 
im sozialversicherungsrechtlichen 
Sinne entsandt worden ist oder jemand 
aus privatem Anlass im Ausland 
ist, strahlt die deutsche gesetzliche 
Unfallversicherung (DGUV) nicht auf 
das Aufenthaltsland aus. Somit besteht 
keinerlei Versicherungsschutz im Falle 
eines Unfalls während der Arbeits-
zeit. Grundsätzlich gilt ohnehin: Die 
gesetzliche Unfallversicherung kommt 
nicht für Unfälle auf, die außerhalb 
der Arbeitszeit passieren. Für diese 
beiden Fälle ist es unerlässlich, einen 
privaten Unfallversicherungsschutz 
für das Ausland abzuschließen.

BDAE GRUPPE

Die BDAE GRUPPE versichert 
Mitarbeiter von Unternehmen und 
Privatpersonen im Ausland. Unter 
anderem bietet sie eine umfassende 
private Auslands-Unfallversiche-

rung. 

Mehr Infos unter

www.versichert-im-ausland.com


